
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 20. Januar 2023 
20. Wahlperiode 

Unterrichtung 20/52 

der Landesregierung 
 
Landesverordnung zur Änderung der Alltagsförderungsverordnung 

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag unter Hin-
weis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Ver-
bindung mit dem Parlamentsinformationsgesetz. 

Federführend ist das Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration 
und Gleichstellung 

Zuständiger Ausschuss: Sozialausschuss 
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Landesverordnung zur Änderung der Alltagsförderungsverordnung

die beiliegende Landesverordnung übersende ich unter Hinweis auf Artikel 28 Absatz 1 
der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Verbindung mit dem Parlamentsinfor­
mationsgesetz mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Diese Landesverordnung wurde im Kabinett beschlossen und wird nun an die Verkün­
dungsstelle zur Veröffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt versandt.

Allgemeine Datenschutzinformationen:
Der telefonische, schriftliche oder elektronische Kontakt mit dem Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, 
Integration und Gleichstellung ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von Ihnen ggf. mitgeteilten persönlichen Da­
ten verbunden. Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 6 Absatz 1 Buchstabe e der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) der 
Europäischen Union. Weitere Informationen erhalten Sie hier:
https://www.schleswia-holstein.de/DE/landesportal/servicemeta/datenschutz/Datenschutzerklaeruna/datenschutzerklae-
runq.html

Dienstgebäude Adolf-Westphal-Str. 4, 24143 Kiel | Barrierefreier Zugang zum Gebäude möglich | Telefon 0431 988-0 |
Telefax 0431 988-5416 | Bushaltestellen Gablenzbrücke, Gablenzstraße (Hörnbad) | poststelle@sozmi.landsh.de |
DeMail: poststelle@sozmi.landsh.DE-MAIL.de | E-Mail-Adressen: Kein Zugang für elektronisch signierte und verschlüsselte Dokumente. | 
Medien-Informationen der Landesregierung finden Sie aktuell und archiviert im Internet unter www.schleswig-holstein.de |
Das Ministerium finden Sie im Internet unter www.schleswig-holstein.de/sozialministerium.www.facebook.com/Sozialministerium.SH. 
www.twitter.com/sozmiSH und www.instaaram.com/sozialministerium.sh

A Januar 2023

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,
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Landesverordnung zur Änderung der Alltagsförderungsverordnung

Vom 4 . 4. ^ 1

Aufgrund des § 45a Absatz 3, des § 45b Absatz 4 Satz 2, des § 45c Absatz 7 Satz 5 
und des § 45d Satz 17 des Elften Buches Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegeversi­
cherung - vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1014, 1015), zuletzt geändert durch Artikel 12 
Absatz 11 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2328), verordnet die 
Landesregierung:

Artikel 1

Die Alltagsförderungsverordnung vom 25. August 2021 (GVOBI. Schl.-H. S. 990), ge­
ändert durch Verordnung vom 1. November 2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 931), wird wie 
folgt geändert:

§ 8 Absatz 1 Nummer 5 wird wie folgt geändert:

1. Die Angabe „32,50 Euro“ wird durch die Angabe „35,00 Euro“ ersetzt.

2. Die Angabe „22,50 Euro“ wird durch die Angabe „25,00 Euro“ ersetzt.

3. Die Angabe „27,50 Euro“ wird durch die Angabe „30,00 Euro“ ersetzt.

4. Nach dem Wort „Anwendung“ werden das Komma durch ein Semikolon er­
setzt und die folgenden Wörter eingefügt:
„eine Anfahrtspauschale in Höhe von bis zu 5,69 Euro pro Einsatz ist zulässig; 
sofern innerhalb eines Einsatzes Leistungen für mehrere leistungsberechtigte 
Personen erbracht werden, kann die Anfahrtspauschale nur einmal abgerech­
net werden,“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Soziales, Jugend, Familie, Senioren, 
Integration und Gleichstellung
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